Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 768 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l - 68070 -E -Ta 3/70 


Bonn, den 14. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-ZFinanzpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

- eine Verordnung (EWG) des Rates zur Bestimmung der 
Tafelweinarten 

- eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für die Zeit vom . . . 1970 bis zum 
15. Dezember 1970 

- eine Verordnung (EWG) des Rates mit Grundregeln für 
die Festsetzung des Referenzpreises für Wein 

- eine Verordnung (EWG) des Rates zur Definition be- 
stimmter aus Drittländern stammender Erzeugnisse der 
Zolltarifnummern 22.04 und 22.05. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. April 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer 
Verordnung (EWG) des Rates 
zur Bestimmung der Tafelweinarten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischcn Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 , 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr VO des 

Rates vom . . . mit ergänzenden Bestimmungen für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein, insbe- 
sondere auf Artikel 2 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. . ./70 
wird jährlich ein Orientierungspreis für alle Tafel- 
weinarten festgesetzt, die für die Gemeinschafts- 
produktion am repräsentativsten sind. Diese Wein- 
arten müssen daher näher bestimmt werden. 

Die Repräsentativität einer Tafelweinart kann ent- 
weder aufgrund der Menge oder aber aufgrund der 
Merkmale des betreffenden Tafelweins ermittelt 
werden. 

Es müssen gewisse objektive Merkmale zur 
Unterscheidung der einzelnen Weinarten festgelegt 
werden; 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Rote Tafelweinarten sind folgende: 

a) roter Tafelwein, ausgenommen der unter c) ge- 
nannte, mit einem vorhandenen Alkoholgehalt 


von mindestens 10'^ und höchstens 12 '; er wird 
als „Weinart R L' bezeichnet; 

b) roter Tafelwein mit einem vorhandenen Alkohol- 
gehalt von mindestens 13" und höchstens 14^ ; er 
wird als „Weinart R 11" bezeichnet; 

j c) roter Tafelwein mit einem Gesamtalkoholgehalt 
von höchstens 12°, von der Rebsorte „Portu- 
gieser" stammend; er wird als „Weinart R III" 
bezeichnet. 

Artikel 2 

Weiße Tafelweinarten sind folgende: 

a) weißer Tafelwein mit einem vorhandenen Alko- 
holgehalt von mindestens 10° und höchstens 12°; 
er wird als „Weinart AI" bezeichnet; 

b) weißer Tafelwein mit einem vorhandenen Alko- 
holgehalt von mindestens 10° von den Rebsorten 
Sylvaner, Müller-Thurgau oder Riesling stam- 
mend; er wird als „Weinart A 11" bezeichnet. 

Die Kommission stellt nach dem Verfahren des 
Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 das Verzeichnis 
der im vorstehenden Unterabsatz genannten Reb- 
sorten auf. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Orientierungspreise 
für die Zeit vom 1970 bis zum 15. Dezember 1970 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./70 des 
Rates vom . . . mit ergänzenden Bestimmungen für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein, insbe- 
sondere auf Artikel 2 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./70 wird jedes Jahr ein Orientierungspreis 
für die einzelnen für die Gemeinschaftserzeugung 
repräsentativsten Tafelweinarten festgesetzt. 

Die Tafelweinarten sind in der Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./70 des Rates vom . . . bestimmt 
worden. 

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 

Nr 70 wird für jede Tafelweinart der Orien- 

ticrungspreis auf der Grundlage des Mittels der 
Preise, die in den beiden Wirtschaftsjahren vor dem 
Zeitpunkt der Orientierungspreisfestsetzung für 
diese Weinart festgestellt worden sind, sowie unter 
Berücksichtigung der Preisentwicklung während des 
laufenden Wirtschaftsjahres festgesetzt. Diese Preise 
werden bei der Erzeugung auf den Märkten der 
Weinbaugebiete der Gemeinschaft erfaßt, auf denen 
ein bedeutender Teil der Tafelweinproduktion 
dieser Gebiete vermarktet wird. 

Im allgemeinen müssen die Orientierungspreise 
bis zum 1. August festgesetzt werden, der dem Zeit- 
raum vorangeht, in dem diese Preise gelten. In An- 
betracht des Zeitpunkts des Inkrafttretens der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . ./70 konnte der 1. August 
1969 für die Festsetzung der Preise, die für die Zeit 
vom 16. Dezember 1969 bis zum 15. Dezember 1970 
gelten, nicht eingehalten werden; unter diesen Um- 
ständen ist es im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der 


gleichen Verordnung, daß die Preise in den Wein- 
wirtschaftsjahren 1967/68 und 1968/69 und die Preis- 
entwicklung im Weinwirtschaftsjahr 1969/70 berück- 
' sichtigt werden. 

Der Begriff der Tafelweinarten wurde jedoch erst 
. mit der Verordnung (EWG) Nr. . . ./70 eingeführt. 
Die in den vorgenannten Weinwirtschaftsjahren 
festgesfellten Preise gelten daher für Weine, die 
nicht immer den für Tafelweine festgesetzten Quali- 
tätsanforderungen genügen. Sie müssen daher mit 
Rücksicht auf die höhere Qualität der Tafelweine 
berichtigt werden. 

ln Anbetracht des Zeitpunkts des Inkrafttretens 
der Verordnung (EWG) Nr. . . ./70 muß eine beson- 
dere Gültigkeitsdauer für die Orientierungspreise 
j vorgesehen werden; 

I HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

I A r t i k e 1 1 

I Der Orientierungspreis wird wie folgt festgesetzt: 

j 1. 1,31 RE je Grad Alkohol/hl für die Tafelweinart 
i R 1; 

; 2. 1,20 RE je Grad Alkohol/hl für die Tafelweinart 
: R II; 

I 

I 3. 19 RE je hl für die Tafelweinart R III; 

I 4. 1,25 RE je Grad Alkohol/hl für die Tafelweinart 
I A I; 

: 5. 27,50 RE je hl für die Tafelweinart A II. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft in Kraft. 

Sie gilt für die Zeit vom . . .bis zum 15. Dezember 
1970. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
mit Grundregeln für die Festsetzung des Referenzpreises 

für Wein 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./70 des 
Rates vom . . . mit ergänzenden Bestimmungen für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein, ins- 
besondere auf Artikel 9 Absatz 5 erster Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./70 werden jährlich ein Referenzpreis für Rot- 
wein und ein Referenzpreis für Weißwein festge- 
setzt. Ferner können Referenzpreise für Weine mit 
besonderen Merkmalen und besonderem Verwen- 
dungszweck festgesetzt werden. Für diese Preis- 
festsetzung müssen die Grundregeln aufgestellt 
werden. 

Es bestehen verschiedene internationale Verein- 
barungen auf dem Weinsektor. 

Die Referenzpreise sollen dazu beitragen, daß die 
Weinpreise in der Gemeinschaft wirksam geschützt 
und die Gemeinschaftsproduktion vorrangig auf 
dem Binnenmarkt abgesetzt wird. Sie müssen des- 
halb auf einer solchen Höhe festgesetzt werden, daß 
diese Ziele erreicht werden können; dies ist eine 
unabdingbare Voraussetzung dafür, daß den Erzeu- 
gern der Gemeinschaft ein angemessenes Einkom- 
men gesichert wird. 

Der Referenzpreis für Rotwein und der Referenz- 
preis für Weißwein müssen auf der Grundlage des 
Orientierungspreises für die roten und weißen 
Tafelweinarten festgesetzt werden, die für die Ge- 
meinschaftsproduktion am repräsentativsten sind, 
zuzüglich der Kosten, die sich aus dem Verbringen 
auf die gleiche Vermarktungsstufe wie die einge- 
führten Weine ergeben. Es muß festgelegt werden, 
welche Beträge zur Berechnung dieser Kosten her- 
angezogen werden. 

Ferner müssen einige Kriterien für die Bestim- 
mung der Weine mit besonderen Merkmalen oder 
besonderem Verwendungszweck, für die ein beson- 
derer Referenzpreis festgesetzt werden muß, aufge- 
stellt werden; 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Referenzpreise werden in jedem Wirtschafts- 
jahr auf der Grundlage der Orientierungspreise 
für die Tafelweinarten festgesetzt, die maßgeblich 
die Bildung des Einkommens der Winzer in der Ge- 
meinschaft im betreffenden Wirtschaftsjahr beein- 
flussen. 

Artikel 2 

Bei der Festsetzung der in Artikel 1 genannten 
Referenzpreise werden folgende Faktoren berück- 
sichtigt: 

a) die Daten der Vorbilanz im Sinne des Artikels 3 
der Verordnung Nr. 24, 

b) die Qualität der Ernte im Weinwirtschaftsjahr, 
in dem der Referenzpreis festgesetzt wird, 

c) der Umfang und die Art der voraussichtlichen 
Interventionsmaßnahmen. 

Artikel 3 

Die sich aus dem Verbringen auf die gleiche Ver- 
marktungsstufe wie die eingeführten Weine erge- 
benden Kosten werden insbesondere unter Berück- 
sichtigung folgender Kostenelemente ermittelt: 

a) Maklergebühren 

b) Verladungskosten 

c) Versicherungskosten 

d) Transportkosten 

e) Verluste. 

Artikel 4 

1. Besondere Referenzpreise werden insbesondere 
für eingeführte Weine für gewerbliche Zwecke 
und im einzelnen für 

- Brennweine 

- Weine für die Wermutherstellung 
festgesetzt. 

2. Bei der Festsetzung dieser Referenzpreise wer- 
den die Preise für in der Gemeinschaft erzeugten 
Wein und das zugesetzte Weindestillat einer- 
seits und die Preise für in Drittländern herge- 
stellten Wein und das zugesetzte Weindestillat 
andererseits berücksichtigt. 
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3. Bei Brennwein wird ein besonderer Referenz- 
preis für denjenigen Brennwein festgesetzt, bei 
welchem der Nachweis erbracht wurde, daß das 
zugesetzte Destillat ein Weindestillat ist und ein 
besonderer Referenzpreis für Brennwein, bei wel- 
chem dieser Nachweis nicht erbracht wurde. 

Der besondere Referenzpreis für diesen letztge- 
nannten Brennwein ist gleich dem besonderen 
Referenzpreis für den Brennwein, für welchen 
der getrennte Nachweis erbracht wurde, zuzüg- 
lich der Differenz zwischen dem Preis für das 
Weindestillat aus Gemeinschaftserzeugung und 
dem Weltmarktpreis. 

Artikel 5 

1. Auf Wein aus Drittländern wird, sofern er nicht 
unter die Weine fällt, für die ein besonderer Re- 


ferenzpreis festgesetzt wird, die für Rotwein 
oder gegebenenfalls für Weißwein geltende Aus- 
gleichsabgabe erhoben. 

2. Für die Erhebung der Ausgleichsabgabe gilt 
Rose-Wein als Rotwein. 


j A r t i k e 1 6 

! Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
* Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

1 Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
j bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Definition bestimmter aus Drittländern stammender 
Erzeugnisse der Zolltarif nummern 22.04 und 22.05 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . ./70 des 
Rates vom . . . mit ergänzenden Bestimmungen für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein, ins- 
besondere auf Artikel 1 Absatz (3), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Ein Teil der in Anhang I zur Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./70 des Rates vom . . . definierten Erzeug- 
nisse kann nur in der Gemeinschaft hergestellt 
werden. Deshalb müssen die entsprechenden, aus 
Drittländern stammenden Erzeugnisse definiert 
werden. 

Die Definitionen für die aus Drittländern stam- 
menden Erzeugnisse für die diese Verordnung gilt, 
müssen so weit wie möglich den Definitionen der 
Gemeinschaftserzeugnisse entsprechen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für aus Drittländern stam- 
mende Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

Konzentrierter Traubenmost: das nichtkarameli- 
sierte, durch teilweisen Wasserentzug aus Trauben- 
most unter Anwendung beliebiger Methoden außer 
der unmittelbaren Einwirkung von Wärme herge- 
stellte Erzeugnis, dessen Dichte nicht unter 1,240 
liegt. 

Likörwein: das aus Traubenmost oder aus Wein 
bestimmter Rebsorten hervorgegangene Erzeugnis, 
dessen natürlicher Alkoholgehalt mindestens 12^^ 
beträgt und dem vor, während oder nach der Gä- 
rung 

- entweder neutraler, aus Wein gewonnener Alko- 


hol mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von 
mindestens 95^ 

- oder ein nicht rektifiziertes, aus der Destillation 
von Wein hervorgegangenes Erzeugnis mit einem 
vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 52° 
und höchstens 80° 

- oder konzentrierter Traubenmost 

- oder eine Mischung dieser Erzeugnisse 

zugesetzt worden ist oder das durch Gefrieren ge- 
wonnen wurde und dessen Gesamtalkoholgehalt 
mindestens 17,5°, davon mindestens 15° vorhande- 
ner Alkohol, und höchstens 22° beträgt. 

Schaumwein: das durch erste oder zweite Gärung 
der frischen Trauben, des Traubenmostes oder des 
Weins gewonnene Erzeugnis, das beim Öffnen des 
Behältnisses durch Entweichen von ausschließlich 
aus der Gärung stammendem Kohlendioxyd gekenn- 
zeichnet ist und das in geschlossenen Behältnissen 
bei 20° C einen Überdruck von mindestens 3 Atmo- 
shären aufweist. 

Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure: das durch 
vollständigen oder teilweisen Zusatz von Kohlen- 
dioxyd zu Wein mit einem vorhandenen Alkohol- 
gehalt von mindestens 85° gewonnene Erzeugnis, 
das beim öffnen des Behältnisses durch Entweichen 
von Kohlendioxyd gekennzeichnet ist und das in 
geschlossenen Behältnissen bei 20° C einen Über- 
druck von mindestens 3 Atmosphären aufweist. 

Perlwein: Wein mit einem vorhandenen Alkohol- 
gehalt von mindestens 8,5°, der nach der ersten 
oder zweiten Gärung natürlich entstandenes Koh- 
lendioxyd enthält und der in geschlossenen Behält- 
nissen bei 20° C einen Überdruck von mindestens 1 
und höchstens 2,5 Atmosphären aufweist. 

Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure: Wein mit 
einem vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 
8,5°, der nach vollständigen oder teilweisem Zusatz 
von Kohlendioxyd in geschlossenen Behältnissen bei 
20° C einen Überdruck von mindestens 1 und höch- 
stens 2,5 Atmosphären aufweist. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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